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Berlin, den 16.05.2022 

Sehr geehrte Frau Deleja-Hotko, 

mit Ihrer Anfrage vom 09.05.2022 bitten Sie um Übersendung von amtlichen 

Informationen wie folgt: 

1) sämtliche Informationen und Dokumente (u.a. Präsentationen, Korrespondenzen, 

Vorlagen, Verträge, Vermerke, Vorbereitungsunterlagen, Protokolle) in denen der Name 

Anwar Raslan oder der Name Anwar Ruslan oder der Name Anwar R. vorkommt. 

2) sämtliche interne sowie externe Kommunikation zu dieser Thematik, insbesondere den 

E-Mail- und Postverkehr von Mitarbeitenden des AA in den sechs Monaten vor und den 

sechs Monaten nach dem Asylbescheid von Anwar Ruslan vom 18.05.2015 angefallen ist 

und in dem es um Anwar Ruslan ging. (Bitte jeweils die alternativen Schreibeisen "Anwar 

Raslan und Anwar R." mit einbeziehen). 

Auf Ihre Anfrage nach dem Informationsfreiheitsgesetz ergeht folgender 

VERKEHRSANBINDUNG: U-Bahn U2, Hausvogteiplatz, Spittelmarkt
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Bescheid: 

Ihrem Antrag wird nicht stattgegeben. 

Dieser Bescheid ergeht gebührenfrei. 

Begründung: 

Es gilt der Grundsatz des $ 1 Abs. 1 S. 1 IFG, welcher einen freien und 

voraussetzungslosen Informationszugang gewährt. Die $$ 3 - 6 IFG stellen hierzu 

Ausnahmetatbestände dar, welche dem Schutz unterschiedlicher Rechtsgüter dienen - $ 3 

IFG insbesondere dem Schutz besonderer öffentlicher Belange. 

Schutz laufender Verfahren, $3 Nr. 1gIFG 

Nach $3 Nr. 1 g 1. Alt. IFG besteht kein Anspruch auf Informationszugang, wenn das 

Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die Durchführung eines 

laufenden Gerichtsverfahrens, den Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren oder die 

Durchführung strafrechtlicher Ermittlungen haben kann. 

$3Nr.1g1. Alt. IFG schützt die Rechtspflege vor Beeinträchtigungen durch das 

Bekanntwerden verfahrensrelevanter Informationen. Neben der Unabhängigkeit der 

Gerichte soll der ordnungsgemäße Ablauf des Gerichtsverfahrens vor Nachteilen durch die 

Veröffentlichung amtlicher Informationen geschützt werden (OVG Berlin-Brandenburg, 8. 

Mai 2014-12 B4.12 - Rn. 10 juris). Es soll sichergestellt werden, dass die Gerichte das 

laufende Verfahren unter Einhaltung der jeweils einschlägigen Prozessordnung und unter 

Wahrung der verfassungsmäßigen Verfahrensrechte der Parteien führen können.
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Das Verfahren gegen Anwar R. vor dem OLG Koblenz ist ein Gerichtsverfahren gem. $ 3 

Nr. 1 gIFG. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 

Darüber hinaus führt der Generalbundesanwalt weiterhin ein Strukturermittlungsverfahren 

gegen unbekannte Täter des syrischen Regimes wegen der Begehung von Völkerstraftaten. 

Das Bekanntwerden von Informationen aus dem Verfahren gegen. Anwar R. könnte durch 

Offenlegung der von Ihnen gewünschten Unterlagen nachteilige Auswirkungen darauf 

haben. 

Ihrem Informationszugang steht daher $3 Nr. 1 g 1. Alt. IFG entgegen. 

Schutz von Verschlusssachen, $ 3 Nr. 4 IFG 

Gemäß $ 3 Nr. 4 IFG besteht kein Anspruch auf Informationszugang, wenn die 

Information einer durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum materiellen und 

organisatorischen Schutz von Verschlusssachen (VSA) geregelten Geheimhaltungs- oder 

Vertraulichkeitspflicht unterliegt. Die Einstufung muss materiell richtig sein, d.h. die 

Einstufungsvoraussetzungen müssen noch vorliegen. 

Einem Informationszugang zu den angefragten Dokumenten steht $ 3 Nr. 4 IFG i. V.m. $ 

2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz 

(Verschlusssachenanweisung — VSA) entgegen (vormals Allgemeine 

Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums des Innern zum materiellen und 

organisatorischen Schutz von Verschlusssachen). Gem. $ 2 Abs. 2 Nr. 4 VSA werden 

Inhalte als VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft, bei denen die 

Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder 

eines ihrer Länder nachteilig sein kann. 

Sinn und Zweck dieser Regelung ist, dass Aspekte, welche aufgrund eben dieser 

Vorschriften der Geheimhaltung unterliegen, auch weiterhin unter Verschluss bleiben 

sollen (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Oktober 2009 - BVerwG 7 C 22/08 — Juris-Rn. 46).
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Das Interesse des Auswärtigen Amtes an einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt des 

Antrags wurde nach Eingang Ihrer Anfrage auf Informationszugang geprüft und besteht 

weiterhin fort. Ein Großteil der Akte, der als VS-NfD eingestuft wurde, muss auch 

weiterhin eingestuft bleiben. 

Ein Informationszugang zu den von Ihnen angefragten eingestuften Dokumenten kann 

daher gem. $ 3 Nr. 4 IFG aus den o.g. Gründen nicht gewährt werden, da dies nachteilig 

für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland wäre. 

Schutz personenbezogener Daten ($ 5 Abs. 1 und 2 IFG) 

Zugang zu personenbezogenen Daten darf nur gewährt werden, soweit das 

Informationsinteresse des Antragstellers das schutzwürdige Interesse des Dritten am 

Ausschluss des Informationszugangs überwiegt oder der Dritte eingewilligt hat ($ 5 Abs. 1 

Satz 1 IFG). 

Informationszugang wird gem. $ 5 Abs.1 IFG nicht gewährt zu im Vorgang enthaltenen 

personenbezogenen Daten. 

Das Informationsinteresse der antragstellenden Person überwiegt gem. $ 5Abs. 2 IFG nicht 

bei Informationen aus Unterlagen, soweit sie mit dem Dienst- oder Amtsverhältnis des 

Dritten in Zusammenhang stehen. 

Eine Amtsangehörige hatte im Gerichtsverfahren als Zeugin ausgesagt. Ein Vermerk dazu 

ist Teil der Akte, der nicht herausgegeben werden kann. 

An den Auslandsvertretungen liegen i.Ü. keine amtlichen Informationen gem. $ 2 Ziffer 1 

IFG zu Ihrer Anfrage vor. Ein Anspruch auf Informationszugang gem. $ 1 Abs. 1 Satz 1 

IFG besteht daher nicht. 

Für nationale Visa ergeben sich die Fristen, nach denen Antragsunterlagen spätestens zu 

vernichten sind, aus der analogen Anwendung von $ 69 Abs. 3 AufenthV.
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Demnach können Visumanträge bei Erteilung des Visums unter Berücksichtigung der 

örtlichen Lagerkapazitäten maximal bis zu zwei Jahre nach Ablauf der Geltungsdauer des 

Visums und bei Versagung, Annullierung oder Aufhebung des Visums auch bis zu fünf 

Jahre nach diesen Entscheidungen aufbewahrt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

  

  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 

Auswärtigen Amt in Berlin oder Bonn erhoben werden.



   


